
sind, und daß ihre Organisation tatsächlich eine Agentur 
der amerikanischen Imperialisten darstellt.

Es ist ganz klar, daß heute, da die Einbeziehung aller 
ehrlichen Deutschen in die Nationale Front auf der Tages­
ordnung steht, nicht mehr danach gefragt werden kann, in 
welcher nazistischen Organisation der einzelne war, son­
dern daß heute das einzige Kriterium nur das sein kann, wie 
jeder einzelne zur Einheit Deutschlands steht und welche 
Stellung er im Kampf um den Frieden einnimmt.

Unsere Genossen haben alle Veranlassung, gerade zu 
dieser Frage den Beschluß des Parteivorstandes vom 4. Ok­
tober 1949 über die Nationale Front ernsthaft zu studieren. 
Das Haupthindernis in der Entwicklung der Nationalen 
Front besteht gegenwärtig in der Engstirnigkeit des Sektie­
rertums. Wer direkt oder indirekt die Zusammenarbeit mit 
solchen patriotischen Kräften, die nicht zum werktätigen 
Volk gehören oder sich noch nicht im demokratischen 
Lager befinden, ablehnt, wer solche Kräfte nicht auf verant­
wortliche Positionen stellen will, arbeitet direkt den ameri­
kanischen Imperialisten und ihren Agenten in die Hände. 
Die Durchführung des Parteibeschlusses vom 4. Oktober 
1949 gibt die Gewähr, im Kampf um Einheit und Frieden die 
wirkliche Massenbasis zu erhalten. K. F.

„Das ist meine Wiedergutmachung", sagt der Schleifer und ehemalige 
Pg. Michael Manko der Messingwerke Berlin-Oberschönweide. Dabei 
zeigt er auf eine große Spezial-Walzenschleifmaschine. In Tag- und 
Nachtarbeit hat er mit Kollegen diese Maschine enttrümmert und in 
Gang gebracht. „Nun können wir unsere Walzen selbst schleifen und 
dadurch unsere Unkosten senken", meint er. Außerdem ist Monko Vor­
sitzender des „Ausschusses für Einheit und gerechten Frieden" und ist 
der Ansicht, daß nur die Nationale Front die Einheit Deutschlands er­
kämpfen wird. Den Vertrieb der Wochenzeitschrift „Deutschlands Stimme" 
will er bis Ende des Jahres auf 50 Stück steigern. (Aufn. Pöliot)
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sozialistische Überzeugung zu verzichten 
oder die Agitation dafür einzustellen. Die 
demokratischen Kräfte werden bestrebt 
sein, auch in Zukunft das ganze deutsche 
Volk von der Richtigkeit ihrer demokrati­
schen Ideen zu überzeugen und in der Pra­
xis zu beweisen, daß der Weg der demo­
kratischen und antifaschistischen Entwick­
lung, der in den Potsdamer Beschlüssen 
festgelegt wurde, der einzig richtige Weg 
ist und den Interessen des deutschen Vol­
kes entspricht. Die demokratischen Kräfte 
werden bemüht bleiben, ihr Programm zu 
verwirklichen, denn sie sind überzeugt, daß 
ein demokratisches und friedliebendes 
Deutschland die einzige Garantie für den 
Frieden und für die Freundschaft zwischen 
den Völkern ist, die einzige Gewähr für 
das Glück und den Wohlstand der kom­
menden Generation der ganzen deutschen 
Nation. Wir gehören alle zum deutschen 
Volke, das yon einer tödlichen Gefahr be­
droht ist. Darum wollen wir alle Patrioten 
Deutschlands vereinen, um die Gefahr ab­
zuwenden.

Von der Bewegung der Nationalen Front 
des demokratischen Deutschland soll kei­

ner ausgeschlossen werden, der bereit isf, 
für die berechtigten nationalen Interessen 
des deutschen Volkes einzutreten, ein­
schließlich der früheren Beamten, Soldaten, 
Offiziere und Generale der deutschen Wehr­
macht sowie der früheren Nazis. Der Stand­
punkt jedes Deutschen in dem großen 
nationalen Befreiungskampf des deutschen 
Volkes ist der entscheidende Gradmesser 
und nicht die frühere Organisationszugehö­
rigkeit.

Der Parteivorstand der SED hält es daher 
für zweckmäßig, die völlige rechtliche 
Gleichstellung der früheren Mitglieder der 
Nazipartei durchzuführen mit Ausnahme 
derjenigen, die eine gerichtliche Strafe ver­
büßen. Der Parteivorstand macht daruip 
den deutschen Staatsorganen den Vor­
schlag:

a) eine allgemeine Amnestie für die ehe­
maligen Mitglieder der NSDAP durchzu­
führen mit Ausnahme derjenigen, die eine 
gerichtliche Strafe verbüßen;

b) den ehemaligen Mitgliedern der 
NSDAP das Recht zu geben, entsprechend 
ihrer beruflichen Eignung in allen Betrie­

ben, Behörden und Organisationen zu ar­
beiten mit Ausnahme der Verwaltung des 
Innern, der Polizei und Justiz.

Des weiteren hält es der Parteivorstand 
für geboten, die ehemaligen Angehörigen 
der deutschen Wehrmacht, darunter Offi­
ziere und Generale, mit Ausnahme derjeni­
gen, die eine gerichtliche Strafe verbüßen, 
in ihren bürgerlichen Rechten mit den übri­
gen Bürgern gleichzustellen und ihnen das 
Recht zu geben, in ihren Zivilberufen tätig 
zu sein mit Ausnahme der Verwaltung des 
Innern, der Polizei und Justiz.

Diese Maßnahmen sind jetzt möglich und 
notwendig in Anbetracht der in vier Jahren 
vorgenommenen Veränderungen und der 
Festigung der antifaschistisch-demokrati­
schen Ordnung in der 2one. Die Beibehal­
tung der früheren Beschränkungen schadet 
gegenwärtig den Interessen des Volkes, da 
sie die Heranziehung eines bedeutenden 
Teiles der Bevölkerung in den allgemeinen 
nationalen Kampf erschwert und die Staats­
organe wie die Öffentlichkeit auf die Auf­
gaben des gestrigen Tages orientiert, ohne 
die veränderten Bedingungen und die neuen 
Aufgaben zu berücksichtigen.

7


